
(3) Zweck der Strafen ohne Freiheitsentzug ist es, den Täter zur 
eigenen Bewährung und Wiedergutmachung anzuhalten, damit er zur 
bewußten gesellschaftlichen Verantwortung und Disziplin erzogen wird 
und einen festen Platz in der sozialistischen Gesellschaft findet, sowie 
dazu beizutragen, die erzieherische Kraft der sozialistischen Kollektive 
und gesellschaftlichen Organisationen zur Überwindung von Rechtsver­
letzungen zu entfalten.

§ 35 

Bürgschaft

(1) Kollektive der Werktätigen können sich verpflichten, die Bürg­
schaft über den Rechtsverletzer zu übernehmen und dem Gericht Vor­
schlägen, eine Strafe ohne Freiheitsentzug auszusprechen. Ausnahms­
weise können auch einzelne, zur Erziehung des Täters befähigte und ge­
eignete Bürger die Bürgschaft übernehmen.

(2) Bestätigt das Gericht im Urteil die Übernahme der Bürgschaft, sind 
das Kollektiv oder der Bürger, der sie beantragt hat, verpflichtet, die 
Erziehung des Rechtsverletzers zu gewährleisten.

(3) Die durch die Bürgschaft übernommene Verpflichtung erlischt nach 
Ablauf eines Jahres. Bei Verurteilung auf Bewährung kann sie für eine 
längere Dauer festgesetzt werden, jedoch nicht über die Bewährungszeit 
hinaus.

(4) Entzieht sich der Verurteilte böswillig der Bewährung und Wieder­
gutmachung, kann das Gericht auf Antrag des Kollektivs Oder des Bür­
gers die Vollstreckung der mit einer Verurteilung auf Bewährung an­
gedrohten Freiheitsstrafe anordnen.

(5) Das Gericht bestätigt auf Antrag des Kollektivs oder des Bürgers 
das Erlöschen der Bürgschaft, wenn die Voraussetzungen für die Erfül­
lung der mit der Bürgschaft verbundenen Verpflichtungen weggefallen 
sind.

§ 36
Pflichten der Betriebe, Genossenschaften 

und gesellschaftlichen Organisationen

Wird eine Strafe ohne Freiheitsentzug ausgesprochen, so sind die Lei­
tungen der Betriebe, Einrichtungen, Genossenschaften und der gesell­
schaftlichen Organisationen, in deren Bereich der Verurteilte arbeitet-und 
lebt, verpflichtet, die erzieherische Einwirkung des Kollektivs auf den 
Verurteilten zu gewährleisten.

§ 37
Verurteilung auf Bewährung

(1) Mit der Verurteilung auf Bewährung soll der Täter dazu angehalten 
werden, durch gewissenhafte Erfüllung seiner Pflichten und Bewährung 
in der Arbeit und in seinem persönlichen Leben seine Tat gegenüber der 
Gesellschaft wiedergutzumachen, seine gesellschaftliche Verantwortung zu 
erkennen und ernst zu nehmen und das Vertrauen der Gesellschaft auf 
sein künftig verantwortungsgemäßes Verhalten zu rechtfertigen und zu 
festigen.

(2) Mit der Verurteilung auf Bewährung wird im Urteil eine Bewäh­
rungszeit bis zu zwei Jahren festgesetzt, mit der dem Verurteilten be­
stimmte Pflichten auferlegt werden können. Zugleich wird eine Freiheits­
strafe für den Fall angedroht, daß der Verurteilte seiner Pflicht zur Be­
währung schuldhaft nicht nachkommt. Die Dauer der anzudrohenden 
Freiheitsstrafe beträgt mindestens drei Monate und höchstens zwei Jahre.

(3) Um die erzieherische Wirksamkeit der Strafe zu gewährleisten, kann 
der Verurteilte für die Dauer der Bewährungszeit verpflichtet werden,
1. einen mit seiner Tat angerichteten Schaden auf Antrag des Geschä­

digten durch Schadensersatzleistung oder, mit Einverständnis des Ge­
schädigten, durch eigene Arbeit wiedergutzumachen;

2. durch Bewährung am Arbeitsplatz zu zeigen, daß er die richtigen
' Lehren aus seiner Tat und seiner Verurteilung gezogen hat (§38);

3. sein Arbeitseinkommen und andere Einkünfte für Aufwendungen der 
Familie und Unterhaltsverpflichtungen zu verwenden und entspre-

. chenden im Urteil erteilten Auflagen gewissenhaft nachzukommen;
4. sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterziehen, wenn dies zur 

Verhütung weiterer Rechtsverletzungen notwendig ist.
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